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- Zur vorgesehenen Lärmkontingentierung wird auf das Urteil des 

BVerwG vom 07.12.2017, Az. 4 CN 7/16 hingewiesen. Die Über-

prüfung der möglichen Auswirkungen dieses Urteils auf die vor-

liegende Bauleitplanung wird angeregt. 

 

 Weiterhin wird darauf hingewiesen, dass sich unter Nr. 2.3.6 im Um-

weltbericht keine Erläuterungen oder Begründungen zur Auswahl der 

aufgeführten Immissionsorte , zu den genannten Schutzansprüchen 

(Immissionsrichtwerten bzw. Zwischenwerte) und zu den Zielwerten 

der Kontingentierung finden. 

 

- Die Abbildung 10 auf Seite 19 der Planbegründung deutet darauf hin, 

dass evtl. ein „Logistikstandort“ im Plangebiet vorgesehen ist. Auf den 

Trennungsgrundsatz des § 50 BImSchG im Hinblick auf schädliche 

Umwelteinwirkungen durch einen „Logistikstandort“ wird in den 

Planunterlagen nicht eingegangen. 

 

- Im Fall einer Gliederung des Plangebietes nach Abstandserlass NRW 

2007 sollte berücksichtigt werden, dass ein Gewerbegebiet 

vorgesehen ist und dass Anlagen mit industriellen Charakter aufgrund 

des allgemein zu erwartenden Störgrades den Vorgaben eines 

Gewerbegebietes nach § 8 der Baunutzungsverordnung (BauNVO) 

regemäßig widersprechen. 

 

Gemäß Nr. II.2.3 der Planbegründung (siehe Seite 8) sind Betriebs-

bereiche nach § 3 Abs. 5a BImSchG („Störfallbetriebe“) nicht Gegenstand 

der Planung. Nach Nr. 1.2.11 des Umweltberichtes werden störfall-

relevante Anlagen als grundsätzlich zulässig bezeichnet. Von hier wird 

angeregt, dass im weiteren Bauleitplanverfahren hinsichtlich der 

möglichen Ansiedlung von Betriebsbereichen im Plangebiet eine Klar-

stellung erfolgt.   
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In diesem Zusammenhang wird darauf hingewiesen, dass nach § 50 

BImSchG bei raumbedeutsamen Planungen die für eine bestimmte 

Nutzung vorgesehenen Flächen einander so zuzuordnen sind, dass von 

schweren Unfällen im Sinne des Artikels 3 Nr. 13 der Richtlinie 

2012/18/EU (Seveso-III-Richtlinie) in Betriebsbereichen hervorgerufene 

Auswirkungen auf bestimmte Gebiete und Nutzungen (u. a. dem Wohnen 

dienenden Gebiete, sonstige schutzbedürftige Gebiete, insbesondere 

öffentlich genutzte Gebiete, wichtige Verkehrswege, öffentlich genutzte 

Gebäude) so weit wie möglich vermieden werden. Konkret bedeutet dies, 

dass im Rahmen der Bauleitplanung angemessene Sicherheitsabstände 

zwischen Betriebsbereichen und schutzbedürftigen Gebieten bzw. 

Nutzungen einzuhalten sind. Dies sollte für das weitere 

Bauleitplanverfahren berücksichtigt werden. 

 

Im Hinblick auf den evtl. Ausschluss von Betriebsbereichen im Bebau-

ungsplangebiet oder eine entsprechende Gliederung des Bebauungs-

plangebietes nach störfallrechtlichen Gesichtspunkten wird auf das von 

der Kommission für Anlagensicherheit beim Bundesumweltministerium 

(KAS) in Auftrag gegebenen Rechtsgutachten "Erarbeitung und Formu-

lierung von Festsetzungsvorschlägen für die Umsetzung der Abstands-

empfehlungen für Anlagen, die einen Betriebsbereich i.S.v. § 3 Abs. 5a 

BImSchG bilden, nach den Vorgaben des BauGB und der BauNVO" der 

Anwaltskanzlei Redeker/Sellner/Dahs verwiesen, das sich zusammen mit 

dem Leitfaden „Empfehlungen für Abstände zwischen Betriebsbereichen 

nach der Störfall-Verordnung und schutzbedürftigen Gebieten im 

Rahmen der Bauleitplanung - Umsetzung § 50 BImSchG“ (KAS-18;  

2. überarbeitete Fassung aus Nov. 2010) unter www.kas-bmu.de/kas-

leitfaeden-arbeits-und-vollzugshilfen.html findet. 

  




